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Anfrage 0672/2020 zur Sitzung  am 25.03.2020 

 
Verpackungssteuer (ÖDP) 
 
Der NABU verzeichnet bedauerlicherweise einen Rückgang von ökologisch vorteilhaften Ein-
wegverpackungen (MövE-Verpackungen) sowie von Mehrwegverpackungen.  
 
Die Stadt Tübingen plant daher die Erhebung einer Steuer auf alle Einwegverpackungen von 
Mitnehmgerichten. Die Steuer soll zwischen 0,20 € und 0,50 € betragen und gilt für Einwegge-
tränkeverpackung, Einweggeschirrteile und Einwegbesteck. Es sind jedoch auch Ausnahmere-
gelungen zum Beispiel an Festen vorgesehen.  
 
Auch Mainz hat ein sichtbares Problem mit Abfall aus Einwegverpackungen. Eine Verpa-
ckungssteuer könnte in zweierlei Hinsicht konstruktiv sein. Sie könnte eine starke Lenkungs-
wirkung haben und dadurch Nachhaltigkeit im Bewusstsein der Konsumenten verankern. Die 
eingenommenen Steuern könnten außerdem als Ausgleich für die Kosten der Müllbeseitigung 
dienen. Die Argumentation der Händler, das Mehrwegsystem sei nicht wirtschaftlich genug, 
wäre damit ausgehebelt.  
 

 
Wir fragen an: 
 
1. Welche Maßnahmen zur Eindämmung von Verpackungsmüll werden von der Verwaltung 
bereits verfolgt? 
 
2. Gibt es Statistiken darüber wie hoch der Anteil von Einweg-Verpackungsmüll am Gesamt-
müllaufkommen ist? 
 
3. Welche Maßnahmen unternimmt die Stadt gegen Einweggeschirr bei öffentlichen Veranstal-
tungen, wie z.B. Jahrmärkte, Johannisnacht, Kerbeveranstaltungen, usw. 
 
4. Wie hoch ist die Auslastung des städtischen Geschirrmobils? Liegen Nutzungsdaten vor? 
 
 

Moseler, Claudius, Dr. 
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